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GemeindenundAbgabenteilung .

DerStädtebundbeimBundeskanzlerundFinanzminister.
Im Wiener Rathaus hielt heute vormittag der GrosseAus

schussdes Städtebundeseine Sitzungab ,die eingehendstzur Neuordnungder
AbgabenteilungStellungnahm. Eswarendie dreissiggrösstenStädteOester-¬
reichs durchdie Bürgermeistervertreten .DieTagungwurdevonBürgermeister
Seitz eröffnet .DerBürgermeistervonKlagenfurt ,Dr .Bercht ,berichteteaus- ¬

führlichüberdietrostloseFinanzlagederGemeindenundunterbreiteteeine
ReihevonForderungenan die Regierung .Dazusprachendie BürgermeisterProf .
Dr .Pomaroli ( Villach ) ,HofratOtt ( Salzburg ) ,Fischer ( Innsbruck ) ,Bundesminister

A .a .D .Dr .Schürff(Mödling) ,BürgermeisterstellvertreterRückl( Graz) ,dieStadt-¬
räte Prof .Holzer( Wr.Neustadt )undDr .Fischer( St .Pölten ) ,woraufSekretär
Honayfolgende

EntschliessungüberdieAbgabenteilung
vorlegte :

DerGrosseAusschussdes Städtebundeshat in seinerSitzung
vom17 . Mai1930nacheingehenderBeratungeinstimmigfolgendesForderungspro-¬grammanlässlich des Ablaufes des Abgabenteilungsgesetzesaufgestellt :14 . —

1 .DerStadtebund ,als überparteilicheInteressenvertretungder österreichischen Gemeinden ,verlangt vonder Bundesregierung ,dass erzu
denBeratungenüberdie Neuordnungder Abgabenteilungundzu allenVerhandlun-¬
gen ,die die Gemeinden berühren ,eingeladen werde .

. DerStädtebund verlangt ,dass den Gemeindenvon derRegie - ¬
rung keine neuen finanziellen Lasten auferlegt werden ,da die ungeheure Arbeits¬
losigkeit allen IndustriegemeindenundStädten derart grosseFürsorgeausgaben
verursacht ,dass die Finanzlage der meisten Gemeindentrostlos genanntwerden
muss .Aus diesem Grundwendet sich der Städtebund auch mit allem Nachdruckge - ¬
gendie Novellezur Arbeitslosenversicherung ,insoweitdadurchweitereBelastun-¬gen der Gemeindenverbunden sein könnten .

+3 .DerStädtebundverlangt ,dass das Bundes- Präzipuumfreige -¬
gebenundnachdemqualifizierten Bevölkerungsschlüsselauf die Gemeindenauf-¬geteilt werde . a .4 .DerStadtebundverlangt ,dassvom1 .Jänner1931an dieGe-¬meinden Anteile vomErtrag der Landesbiersteuer erhalten .

5 .Der Stadtebundverlangt ,dass endlich dieVermögenssteuer
nachdemfür die Teilungder EinkommensteuerbestehendenSchlüsselaufgeteiltWerde .

6 .Der Stadtebund verlangt ,dass für besondersnotleidende
Gemeindenländerweiseein Ausgleichsfondsbei derRegierunggeschaffenwerde.

. DerStaatebund verlangt ,dass die GemeindenvomBundfür
+die Besorgung der Geschäfte der politischen verwaltung im übertragenen Wir- ¬

kungskreiseine ausreichendeEntschädigungbekommen.
8 .Der Städtebund verlangt ,dass bei der Aufteilung derge - ¬meinschaftlichen Abgaben die Städte besonders berücksichtigt werden die erhöh - ¬

te Steuerleistungder städtischenBevölkerungunddie besonderenAufgabender
Sitadte ,die mit der Bevölkerungszahlprogressiv wachsen ,rechtfertigen einen



II . BlattRathauskorrespondenzvom17. Mai1930. - . - .-
weiteren Ausbaunach dieserRichtung .

. DerStädtebund verlangt ,dass die monopolartig gestalte - ¬
ten Betriebeder Gemeinden ,entsprechendder SteuerpraxisimDeutschenReich ,
von der Körperschaftssteuer befreit werden .Vorläufig soll durch die Zusammen- ¬
fassung dieser Betriebe eine gerechtere Bemessung der Steuer bewirkt werden .

10 . DerStädtebundverlangt ,dass die RegierungdieGemein-¬denvonjederLeistungfür die Kleinrentnerenthebe.
Es wurdebeschlossen ,diese Forderungensofort demBundes-¬

kanzlerundBundesfinanzministerzu überreichenundimSeptemberdenStädtetag
abzuhalten ,der sich mit der Entschliessung und der Antwort der Regierung zube - ¬
fassen habenwird .

DieSitzungbeschäftigtesichdannnochmiteinervonUni-¬
versitätsprofessorDr .WaltherSchiffverfasstenkommunalenFinanzstatistik,de-¬
renweitererAusbaubeschlossenwurde .DannhieltBürgermeisterstellvertreter
Rückl( Graz) ,einsehrinteressantesReferatüberkommunaleVerwaltungsreform.
SeinAntrag,imStädtebundeineständigeBeratungsstellefürdieVerbesserung
undVereinfachungder Gemeindeverwaltungzu errichten ,wurdeeinhelligange-¬
nommen.FernerbeschlossdieSitzung,zur10.HauptversammlungderdeutschenGe-¬
meindenin derTschechoslowakeiSekretärHonayzuentsenden .AufAnregungdes
BürgermeistersDr .Berchtwerdendie Landeshauptstädteam . Oktoberanlässlich
derzehnjährigenWiederkehrderKärntnerVolksabstimmungErinnerungsfeiern

veranstalten .

DasErgebnisder Vorsprachebei derRegierung.
UnterFührungdesObmannesderGeschäftsleitungdes

Städtebundes,VizebürgermeistersEmmerling,begabsichsodanneinegrössereAb-¬
ordnungvonBürgermeisternzu BundeskanzlerDr .Schober .DerBundeskanzlerliess
sichgenauenBerichtüberdieForderungenderGemeindenandieRegierunger-¬
stattenundgabdieZusicherung,dasser dafürsorgenwerde ,dassderStädtebund
insbesonderezudenBeratungenüberdieNeuordnungderAbgabenteilungvonder
Regierungbeigezogenwerdenwird .DieAbordnungwurdeanschliessendvonBundes-¬
finanzministerDr .Juchempfangen,derdieEntschliessungderGemeindevertreter
entgegennahm .In einer längeren Aussprache begründeten die Bürgermeister ihre

Wünsche.DerBundesfinanzministererklärte,dassnichtdieAbsichtbesteht,den
GemeindenneueLastenaufzuerlegen.DieRegierunghatnochkeineVorschläge
überdieAbgabenteilungerstattet ;dieStädtevertreterwerdenjodenfalls
Gelegenheithaben ,rechtzeitigzudieserFrageStellungzunehmen.Hoffentlich
werdeein Weggefunden,umberechtigteWünschederGemeindenzuerfüllen .

3118


	[Seite]
	[Seite]

